
 

Eingaben Vernehmlassung  

 
 

Name Vorname Artikel Artikel Antrag Stellungnahme Gemeinde 

B. T. Art. 15 Abs. 
3 

das Kirchgeläute sowie der viertelstündliche  
und stündliche Glockenschlag von den Ruhezeiten und dem Grundsatz der 
Nachtruhe ausgenommen. 
 

Ich möchte, dass das Kirchengeläute nach 22.00 
Uhr und erst ab 06.00 Uhr wieder erlaubt 
werden.  
Haben Sie Mut zu dieser Änderung. Ich brauche 
nicht darauf hinzuweisen, dass dieser Lärm 
wissenschaftlich als 
Gesundheitsgefährdend eingestuft wurde. Grosse 
Städte verzichten seit mehr als 30 Jahren auf 
nächtliches 
Geläute. 
Sollten Sie mit mir nicht einig gehen wollen, so 
denken Sie bitte daran, dass das ‚Glockenkonzert‘ 
um 05.00 Uhr 
gemäss Art. 15 nicht erfasst ist - und somit wohl 
verboten wäre?! 
 

Das Glockengeläute soll bestehen 
bleiben und ist im Art. 15 Ziff 3 erwähnt 

  Art. 6 1 Das Abbrennen von Feuerwerk ohne Bewilligung ist nur gestattet am  

- 31. Juli  

- 1. August (mit der Nacht auf den 2. August) 

-  31. Dezember (mit der Nacht auf den 1. Januar) 

- 1. Januar  

2 Aus Sicherheitsgründen kann der Gemeinderat örtliche und zeitliche 
Einschränkungen erlassen. 

3 Der Einsatz von Knallkörpern in der Landwirtschaft ist verboten. 

4 Ausnahmen kann der Gemeinderat bewilligen. 

 

Es ist eine Initiative zustande gekommen, über die 
voraussichtlich im Jahre 2026 abgestimmt wird. 
Wenn man/frau 
nun unser Polizeigesetz früher in Kraft treten 
lassen möchte (vor der Abstimmung) , so wäre 
hier ein VORBEHALT  
im Gesetz anzubringen! 
 

Es ist heute noch nicht abzuschätzen, 
wann und mit welchem Ausgang eine 
solche Abstimmung kommt. 
Grundsätzlich gilt dann übergeordnetes 
Recht.  

  



Name Vorname Artikel Artikel Antrag Stellungnahme Gemeinde 

  Art. 16 / 17 
1 Lärmverursachende Arbeiten (Industrie, Gewerbe, Haus- und 

Gartenarbeiten wie Rasenmähen oder Laubblasen) sind erlaubt 

an: 

a) Werktagen von 07:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 
20:00 

b) Samstagen 07:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 17:00 
Uhr  

c) an Sonn- und allgemeinen Feiertagen sind jegliche 
lärmverursachenden Arbeiten ganztägig verboten.  

2 Das Entsorgen an den öffentlichen, vom Gemeinderat 

bezeichneten Sammelstellen ist nur während dessen 

Öffnungszeiten erlaubt. An allgemeinen Feiertagen ist das 

Entsorgen verboten.  

3 Ausnahmen bedürfen einer Bewilligung. 

1 Arbeiten auf Baustellen sind erlaubt an: 

a) Werktagen von 07:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 19:00 
Uhr 

b) Samstagen von 07:00 bis 12:00 Uhr und 12:00 bis 17:00 
Uhr 

c) Sonn- und allgemeinen Feiertagen sind jegliche 
lärmverursachenden Arbeiten ganztägig verboten.  

2 Ausgenommen sind Arbeiten, die keinen störenden Lärm verursachen 

oder aus kurzfristig aufgetretenen Gründen zeitlich beschränkt 

notwendig sind. 

 

Art. 16 Allgemeine Ruhezeiten  
b) Samstagen 07:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 
17:00 Uhr  
 
Art. 17 Bauarbeiten  
b) Samstagen von 07:00 bis 12:00 Uhr und 12:00 
bis 17:00 Uhr    
 
Da hat sich wohl ein Fehler eingeschlichen.?! 
 

Der Fehler der Mittagszeit in Art. 17 
wurde eine Pause von 12:00 bis 13:00 
Uhr korrigiert.  

  Art. 16 2 Das Entsorgen an den öffentlichen, vom Gemeinderat 

bezeichneten Sammelstellen ist nur während dessen 

Öffnungszeiten erlaubt. An allgemeinen Feiertagen ist das 

Entsorgen verboten.  

3 Ausnahmen bedürfen einer Bewilligung. 

 

Welche Regelung greift nun für die 
Unterflurcontainer? 
 

Hier gelten grundsätzlich die normalen 
Zeiten der Nachtruhe. Es handelt sich 
hier aber um eine kurze Aktion, welche 
wie in anderen Gemeinden auch keine 
separate Regelung benötigt.  

  Art.33 Inkrafttreten Diese Verordnung tritt nach der Genehmigung durch die 
Gemeindeversammlung auf einen vom Gemeinderat bestimmten Zeitpunkt 
in Kraft.  

 

Da es sich hier um ein Gesetz handelt, müsste der 
Gemeinderat eine Inkraftverordnung beschliessen. 
Sicherlich bequemer und besser ist ein genaues 
Datum!! 
 

Der Gemeinderat wird die Inkraftsetzung 
beschliessen.  

  



Name Vorname Artikel Artikel Antrag Stellungnahme Gemeinde 

  Anhang 1 
Art. 5 

Diese Verordnung mit der dazugehörigen Bussenliste tritt nach 

Genehmigung durch das Statthalteramt Winterthur in Kraft. 

 

Dies steht m.E. im Widerspruch zum Gesetz 
(Polizeiverordnung). Natürlich kann eine 
Verordnung erst nach dem Inkrafttreten eines 
Gesetzes (oder später) in Kraft treten. Ich sehe 
hier allenfalls einen Konflikt. 
 
Der Gemeinderat erlässt, gestützt auf §§ 171 bis 
175 Gese0tz über die Gerichts- und 
Behördenorganisatin im Zivil- und  Strafprozess 
vom 10. Mai 2010 (GOG) 1 und Art. 32der 
Polizeiverordnung der Gemeinde Elgg vom xx. 
xxxx. 20xx, folgende Vorschriften:  
Das ist Unsinn. Art. 32 regelt die Aufhebung 
bisherigen Rechts.  
 

 

  Art. 28 Die Parkierung auf öffentlichem Grund richtet sich nach den 
einschlägigen Bestimmungen des Bundes, des Kantons und der Gemeinde.  

 

Fällt unsere 3-stündige Regelung damit weg? 
Unklar. Nochmals eine weitere Verordnung? 
 

Die Parkzonenordnung ist eine 
Bestimmung der Gemeinde und fällt 
nicht weg.  

  Anhang 2 
Bussenliste 

Abstellen von Fahrzeugen über der max. Parkzeit von 60 Stunden auf 
öffentlichem Grund (Art. 28) 

- während mehr als 60 Stunden, aber nicht mehr als 65 Stunden  

- Während mehr als 65 Stunden aber nicht mehr als 75 Stunden 

Wie korrespondiert dies mit den ‚heutigen 48 
Stunden‘? Will man/frau diese Frist verlängern? 
Ein Hinweis auf 
das Parkplatzreglement (Ungleichbehandlung der 
Elgger-BevölkerungI) wäre zweckdienlich. 
 

Die Parkzeit von 60 Stunden ersetzt die 
Zeit von 48 Stunden, welche über das 
Wochenende nicht ausreichend ist. Die 
Parkzone ist eine Regelung in der 
betroffenen Zone und regelt die Parkzeit 
ausschliesslich dieser Zone. Ausserhalb 
dieser Zeiten gilt das Recht der Polizeiver-
ordnung.  

S. C. Art.6 1 Das Abbrennen von Feuerwerk ohne Bewilligung ist nur gestattet am  

- 31. Juli  

- 1. August (mit der Nacht auf den 2. August) 

-  31. Dezember (mit der Nacht auf den 1. Januar) 

2 Aus Sicherheitsgründen kann der Gemeinderat örtliche und zeitliche 
Einschränkungen erlassen. 

3 Der Einsatz von Knallkörpern in der Landwirtschaft ist verboten. 

4 Ausnahmen kann der Gemeinderat bewilligen. 

 

Totales Verbot der Verwendung von 
Feuerwerkskörpern, die Lärm erzeugen. 

Die Gemeinde Elgg möchte die 
Möglichkeit vom Abbrennen von 
Feuerwerk an den bestimmten Tagen 
erlauben. Hat diese Tage bewusst 
eingeschränkt auf die Zeiten des 
Nationalfeiertages und Jahresende. 

  



Name Vorname Artikel Artikel Antrag Stellungnahme Gemeinde 

J. F. Art.6 1 Das Abbrennen von Feuerwerk ohne Bewilligung ist nur gestattet am  

- 31. Juli  

- 1. August (mit der Nacht auf den 2. August) 

-  31. Dezember (mit der Nacht auf den 1. Januar) 

2 Aus Sicherheitsgründen kann der Gemeinderat örtliche und zeitliche 
Einschränkungen erlassen. 

3 Der Einsatz von Knallkörpern in der Landwirtschaft ist verboten. 

4 Ausnahmen kann der Gemeinderat bewilligen. 

Totales Verbot der Verwendung von 
Feuerwerkskörpern, die Lärm erzeugen. 

 

F. A. Art.6 1 Das Abbrennen von Feuerwerk ohne Bewilligung ist nur gestattet am  

- 31. Juli  

- 1. August (mit der Nacht auf den 2. August) 

-  31. Dezember (mit der Nacht auf den 1. Januar) 

2 Aus Sicherheitsgründen kann der Gemeinderat örtliche und zeitliche 
Einschränkungen erlassen. 

3 Der Einsatz von Knallkörpern in der Landwirtschaft ist verboten. 

4 Ausnahmen kann der Gemeinderat bewilligen. 

 

Als Haustierbesitzerin beschäftige und störe ich 
mich seit Jahren ab dem Lärm und der 
Umweltverschmutzung von Feuerwerk und 
Böllern am 1. August und Silvester.  
 
Durch meinen Nachbarn, Herrn Andreas Kron, 
wurde ich darauf aufmerksam gemacht, dass auf 
der Homepage der Gemeinde momentan ein 
aktueller Entwurf der Polizeiverordnung vorliegt. 
Darin habe ich soeben gelesen, dass Knallkörper 
in der Landwirtschaft verboten würden. Hierzu 
habe ich eine Frage:  
 
Wie wird der Artikel 6.3 genau definiert? 
( https://www.elgg.ch/public/upload/assets/1815/
510.001%20Polizeiverordnung.pdf?fp=1) 
 
Was bedeutet «ein Knallkörperverbot in der 
Landwirtschaft» genau? Ist dies nur für Landwirte 
relevant? Oder gilt das für die gesamte 
Gemeinde? 
 
Ich bin mir sicher, dass dieses Thema viele 
EinwohnerInnen der Gemeinde Elgg beschäftigt, 
und alle TierhalterInnen und TierliebhaberInnen 
ein generelles Knallkörperverbot resp. 
Feuerwerksverbot sehr begrüssen würden. 
Elgg ist nun mal eine Gemeinde mit vielen Heim-, 
Nutz-, und Wildtieren, die sich leider nicht selbst 
wehren, und sich für ein Feuerwerksverbot 
einsetzen können. 
 
Sollte also das Knallkörperverbot nicht für die 
gesamte Gemeinde Elgg Gültigkeit haben, wäre 
ich Ihnen sehr dankbar, wenn Sie mir kurz 
schildern könnten, wie ich vorgehen muss, um 
einen entsprechenden Antrag an die 
Gemeindeversammlung einzureichen. Allenfalls 
auch mit zwei Vorschlägen, für ein generelles 
Feuerwerks- oder mit einer milderen Variante, nur 
für ein Böllerverbot. 
 

Der Art. 6 Ziff 3 verbietet Knallkörper in 
der Landwirtschaft, welche das Ziel 
haben Tiere zu verscheuchen, zum teil 
benutzt werden. Es ist somit lediglich 
Feuerwerk an den aufgeführten Daten 
möglich.  

https://www.elgg.ch/public/upload/assets/1815/510.001%20Polizeiverordnung.pdf?fp=1
https://www.elgg.ch/public/upload/assets/1815/510.001%20Polizeiverordnung.pdf?fp=1


B. C. Art. 16 
1 Lärmverursachende Arbeiten (Industrie, Gewerbe, Haus- und 

Gartenarbeiten wie Rasenmähen oder Laubblasen) sind erlaubt 

an: 

a) Werktagen von 07:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 
20:00 

b) Samstagen 07:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 17:00 
Uhr  

c) an Sonn- und allgemeinen Feiertagen sind jegliche 
lärmverursachenden Arbeiten ganztägig verboten.  

2 Das Entsorgen an den öffentlichen, vom Gemeinderat 

bezeichneten Sammel s te l len  i s t  nur  während des sen 

Öffnungsze i ten  e r l aubt .  An a l lgeme inen 

Fe ie r tagen i s t  das  Entsorgen ve rboten.   

3 Ausnahmen bedürfen einer Bewilligung. 

 

Von der rundum.müli her haben wir keine 
Änderungsanträge und können mit der neuen 
Verordnung soweit gut leben. 
 
Als Privatpersonen hätten wir jedoch alle vom 
Vorstand die Bitte, das Art. 16 Allgemeine 
Ruhezeiten am Samstag nicht auf 16 Uhr gekürzt 
wird, sondern bis 17 Uhr belassen wird (wie es 
übrigens im Gesetztestext immer noch 
festgehalten ist - nur in der Auflistung ist die 

Änderung erwähnt      ). 
 

Es wird bei 17:00 Uhr belassen.  

J. S.  
 

Stellungnahme der FDP Elgg 
 
- Ist es wirklich sinnvoll in einer Zeit mit immer 
mehr verdichtetem Bauen - damit wohnen 
schlussendlich immer mehr Menschen auf der 
gleichen Fläche -, die allgemeinen Ruhezeiten zu 
verlängern ? 
Sorry, bei den Ruhezeiten meinte ich natürlich, 
dass die Ruhezeiten nicht verkürzt werden 
sollten….. 
 
- Ferner besteht der allgemeine Wunsch, 
Bauarbeiten an Samstagen im Normalfall nur bis 
12:00 zuzulassen. Nachmittagsarbeiten müssten 
speziell bewilligt werden und für alle einsehbar 
sein.  
 
- Über Drohen steht nichts in der neuen 
Verordnung. Sollte hier nicht ein Hinweis 
aufgeführt werden? 
 

Die neue Polizeiverordnung sieht diese 
Zeiten wie aufgeführt vor. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Einsetzen von Drohnen wird in 
übergeordnetem Recht geregelt.   

Z. P. Art 16 
1 Lärmverursachende Arbeiten (Industrie, Gewerbe, Haus- und 

Gartenarbeiten wie Rasenmähen oder Laubblasen) sind erlaubt 

an: 

a) Werktagen von 07:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 
20:00 

b) Samstagen 07:00 bis 12:00 Uhr und 13:00 bis 17:00 
Uhr  

c) an Sonn- und allgemeinen Feiertagen sind jegliche 
lärmverursachenden Arbeiten ganztägig verboten.  

2 Das Entsorgen an den öffentlichen, vom Gemeinderat 

bezeichneten Sammelstellen ist nur während dessen 

Entwurfstext: 1 Lärmverursachende Arbeiten 
(Industrie, Gewerbe, Haus- und Gartenarbeiten 
wie Rasenmähen oder Laubblasen)  

sind erlaubt an: 

Vorzunehmende änderungen: Nicht durch 
geeignete Massnahmen vermeidbare, Lärm 
verursachende Arbeiten (Industrie, Gewerbe, 
Haus- und Gartenarbeiten wie Rasenmähen) sind 
erlaubt an: 

Die 



Öffnungszeiten erlaubt. An allgemeinen Feiertagen ist das 

Entsorgen verboten.  

3 Ausnahmen bedürfen einer Bewilligung. 

 

Begründung: Lärmbelastungen führen 
erwiesenermassen zu gesundheitlichen 
Beeinträchtigungen, so dass diese soweit wie 
möglich mit geeigneten Massnahmen zu 
vermeiden sind. So ist es z. B. in der Regel 
zumutbar, dass Lärm verursachende Arbeiten der 
Industrie und des Gewerbes in Innenräumen mit 
geschlossenen Türen und Fenstern ausgeführt 
werden müssen und somit nicht im Freien erledigt 
werden dürfen. Ferner gibt es abgesehen von der 
Einsatzmöglichkeit leiserer Laubsauger 
Alternativen zum Laubsaugen. 

 

  Art. 26 1 Es ist verboten, öffentlichen Grund oder 

öffentliche Gewässer zu verunreinigen. Darunter 

fällt insbesondere das Wegwerfen oder 

Liegenlassen von Kleinabfällen (Littering, z.B. 

Raucherabfall) sowie das Ablagern von Schutt, 

Unrat oder Kehricht. 

2 Zuwiderhandelnde haben umgehend den 

ordnungsgemässen Zustand wiederherzustellen. Sie 

tragen die Reinigungs- und Instandstellungskosten.  

 

1 Lärmverursachende Arbeiten (Industrie, 

Gewerbe, Haus- und Gartenarbeiten wie 

Rasenmähen oder Laubblasen) sind erlaubt 

an: 

a) Werktagen von 07:00 bis 
12:00 Uhr und 13:00 bis 20:00 

b) Samstagen 07:00 bis 12:00 
Uhr und 13:00 bis 17:00 Uhr  

c) an Sonn- und allgemeinen 
Feiertagen sind jegliche 
lärmverursachenden Arbeiten 
ganztägig verboten.  

2 Das Entsorgen an den öffentlichen, vom 

Gemeinderat bezeichneten Sammelstellen 

ist nur während dessen Öffnungszeiten 

erlaubt. An allgemeinen Feiertagen ist das 

Entsorgen verboten.  

3 Ausnahmen bedürfen einer Bewilligung. 

 

 

  Art 28 1 Die Parkierung auf öffentlichem Grund richtet sich 

nach den einschlägigen Bestimmungen des 

Bundes, des Kantons und der Gemeinde.  

2 Fahrzeuge und Gegenstände, die öffentliche 

Arbeiten oder die rechtmässige Benützung 

öffentlichen Grundes behindern oder gefährden, 

sind unverzüglich wegzuschaffen. 

3 Kommen Halter  oder Eigentümer der Aufforderung zur Wegräumung 

der vorgegebenen Frist nicht nach oder sind sie unbekannt, können 

die störenden Fahrzeuge und Gegenstände weggeschafft werden. Sie 

werden in amtliche Verwahrung genommen. 

Entwurfstext: 4 Das Parkieren auf öffentlichem 
Grund ist längstens 60 Stunden erlaubt. 

Vorzunehmende Ergänzungen: 4 Das Parkieren 
auf öffentlichem Grund ist längstens 60 Stunden 
erlaubt. Trottoirs und Gehwege sind gänzlich von 
parkierenden Fahrzeugen freizuhalten. 

Begründung: Fahrzeuge, die ganz oder nur 
teilweise auf Trottoirs oder Gehwegen parkieren, 
schränken den Fussgängerverkehr beträchtlich 
ein. Für Rollstuhlfahrende besteht dadurch 
angesichts der schmalen Trottoirs und Gehwegen 
in der Gemeinde keine ausreichende 

 



4 Das Parkieren auf öffentlichem Grund ist längstens 60 Stunden 

erlaubt.  

 

Durchgangsbreite mehr, weshalb sie auf die 
Fahrbahn mit entsprechendem Gefahrenpotential 
ausweichen müssen, und für Menschen mit 
reduziertem oder ohne Sehvermögen sind derart 
parkierte Fahrzeuge ein kaum überwindbares 
Hindernis mit Verletzungsrisiko und erschweren 
die Orientierung. 

 

  Art. 50 
Verordnung 
vom 2004 

Tiere sind so zu halten und zu beaufsichtigen, dass sie weder Personen 
noch andere Tiere belästigen oder gefährden und keinen Schaden an 
Kulturen und öffentlichen Anlagen anrichten. Der Betrieb von Tierheimen 
bedarf einer Bewilligung. Gesuche sind an das Polizeisekretariat zu richten. 
Ein Ausbrechen oder Entweichen gefährlicher Tiere ist sofort der Polizei zu 
melden. 
Wird der polizeilichen Aufforderung zur Behebung eines durch Tiere oder 
Tierhaltung verursachten Übelstandes nicht Folge geleistet, so kann die 
zuständige Behörde in Zusammenarbeit mit dem Kantonalen Veterinäramt 
das Halten von Tieren verbieten. 
Die Hundehalter sind zur Beseitigung des Kotes ihrer Hunde auf 
öffentlichem Grund und auf Grundstücken Dritter verpflichtet. Die Pflicht 
zur Beseitigung von Hundekot besteht über das ganze Jahr hinweg.  

 

 Regelungen sind in übergeordnetem 
Recht geregelt.  

Dorfverein 
Elgg 

 Art. 6 1 Das Abbrennen von Feuerwerk ohne Bewilligung ist nur gestattet am  

- 31. Juli  

- 1. August (mit der Nacht auf den 2. August) 

-  31. Dezember (mit der Nacht auf den 1. Januar) 

2 Aus Sicherheitsgründen kann der Gemeinderat örtliche und zeitliche 
Einschränkungen erlassen. 

3 Der Einsatz von Knallkörpern in der Landwirtschaft ist verboten. 

4 Ausnahmen kann der Gemeinderat bewilligen. 

 

Das Abbrennen von Feuerwerk ist leider mit 
grosser Lärmimmission versehen, was nebst der 
Ruhestörung von Personen insbesondere die 
Tierwelt stark in Mitleidenschaft zieht. Die 
Zulässigkeit des Abbrennens von Feuerwerk am 1. 
August, also unserem Nationalfeiertag, hat eine 
gewisse Tradition und ist sicher sinnvoll, dies dann 
zu tolerieren rsp. zu bewilligen. Beim Sylvester ist 
das mittlerweile auch schon sehr üblich, das kann 
man ja auch noch «gutheissen».  
Wir beantragen aber unbedingt, den 31. Juli nicht 
zu bewilligen. Es gibt keine Argumentation, wieso 
bereits am Vortag zum 1. August diese 
Lärmbelästigung toleriert werden soll. Den 1. 
August feiert man ja nicht schon am Tag vorher. 
Und sollte die Nationalfeier für den 1. August 
tatsächlich einmal aus terminlichen Gründen 
bereits am Vortag stattfinden, hat der 
Gemeinderat nach Art. 6 Abs. 4 immer noch die 
Möglichkeit, diese Ausnahme dann zu bewilligen.  

 

Siehe oben 

  Art. 9 1 Es ist verboten, auf öffentlichem Grund oder an öffentlichem 

Eigentum inkl. Bäumen Anzeigen, Plakate, Transparente, Fahnen, 

Kleber oder Inschriften aufzustellen oder anzubringen. 

2 Ausnahmen kann der Gemeinderat auf Gesuch hin bewilligen und wird eine 
Gebühr erheben.  

Wenn es verboten ist, auf öffentlichem Grund 
(und da dürften nicht nur die Liegenschaften und 
Strassen der Gemeinde, sondern wohl auch des 
Kantons gemeint sein? Oder sind diese 
ausgeschlossen?) Plakate, Transparente, Fahnen, 
Kleber und Inschriften aufzustellen oder 
anzubringen, werden diverse Elgger Vereine ihre 

Der Gemeinderat hat heute schon 
Ausnahmen für Veranstaltungen in Elgg 
und von Elgger Vereinen bewilligt.  
Auf privaten Grundstücken hat die 
Polizeiverordnung kein Einfluss. Gewisse 
Regelungen, wie z.B. Rassismus sind 
anderweitig geregt.  



 Werbemöglichkeiten für Anlässe nicht mehr im 
bisherigen Umfang nutzen können oder der 
Gemeinde eine Gebühr für eine 
Ausnahmebewilligung bezahlen müssen. Es ist 
nicht ersichtlich, für welchen Gegenwert 
überhaupt eine Gebühr fällig sein sollte. 
Das schränkt zwar die Plakatierung etc. auf 
öffentlichem Grund ein, verhindert aber in keiner 
Weise den Wildwuchs auf privaten Grundstücken. 
Dieser wird dann durch das Verbot auf 
öffentlichem Grund einfach noch stärker 
zunehmen, da dort meistens keine Entschädigung 
verlangt wird.  
Bisher störend war aus unserer Sicht ohnehin die 
Plakatierung an markanten Punkten in Elgg für 
ortsfremde Anlässe oder gar für Firmen, welche 
teilweise monatelang in einem Feld stehen oder 
standen. 
Aus diesen Gründen beantragen wir die 
Änderung von Art. 9 wie folgt: 
  
Art. 9    Anzeigen, Plakate und Inschriften 
1Es ist verboten, auf öffentlichem Grund oder an 
öffentlichem Eigentum inkl. Bäumen Anzeigen, 
Plakate, Transparente, Fahnen, Kleber oder 
Inschriften aufzustellen oder anzubringen ohne 
den Gemeinderat darüber zu informieren. 
2 Anzeigen, Plakate, Transparente, Fahnen, Kleber 
oder Inschriften auf öffentlichem oder privatem 
Grund dürfen nur für Anlässe im oder für das 
Gemeindegebiet von Elgg werben. Gewerbliche 
Werbungen sind nicht zulässig.  
3 Anzeigen, Plakate, Transparente, Fahnen, Kleber 
oder Inschriften dürfen frühestens 30 Tage vor 
dem Anlass angebracht werden und sind 
innerhalb einer Woche nach dem Anlass wieder 
zu entfernen.  
  
Wir weisen noch darauf hin, dass wir in 
Unkenntnis sind, ob die Polizeiverordnung auch 
Regelungen über Privatgrundstücke erlassen 
kann. 
 

W. P. Art. 2 
Die Ausübung der kommunalpolizeilichen Aufgaben ist Sache der vom 
Gemeinderat bezeichneten Organe. 

 

Was wenn die "Organe" dem Volk nicht 
gefallen? 
  
Wer würde von Ihnen eingesetzt? Eine neue 
Schutzstaffel? Sturmabteilung? Gestapo? 
 

Werden polizeiliche Dienstleistungen 
ausgelagert, so ist die Auftragnehmerin 
an Auflagen wie die nötige Ausbildung 
gebunden.  

  Art. 3 1 Polizeiliche Anordnungen und Weisungen sind zu befolgen.  

2 Die Angabe falscher Personalien ist verboten. 

3 Den Polizeiorganen ist auf Verlangen und im 

Rahmen des Zumutbaren bei der Ausübung ihrer 

Abs. 1 Sie wollen ja die kommunalpolizeitlichen 
Aufgaben an »Organe« vergeben. Mit diesem 
Artikel soll man dann nur polizeilichen 

 



dienstlichen Pflichten Hilfe zu leisten. 

4 Die Störung der polizeilichen Tätigkeit, insbesondere die 

Behinderung der Polizeiorgane in ihrer Dienstausübung ist 

verboten. 

5 Die Absätze 1 bis 4 gelten sinngemäss auch für das Verhalten 

gegenüber Rettungsorganisationen. 

 

Anordnung folge leisten? Die Logik entzieht sich 
mir, aber sie gefällt mir. 

Weiter, wieso sollte ich deren Aufforderungen 
nachkammen, wenn es überhaupt keinen Sinn 
macht? 

Abs. 4 Weshalb sollte ich nicht eingreiffen, wenn 
die »Polizeiorgane« eine »Schweinebucht« 
anrichten würden? 

 

  Art. 6 1 Das Abbrennen von Feuerwerk ohne Bewilligung ist nur gestattet am  

- 31. Juli  

- 1. August (mit der Nacht auf den 2. August) 

-  31. Dezember (mit der Nacht auf den 1. Januar) 

2 Aus Sicherheitsgründen kann der Gemeinderat örtliche und zeitliche 
Einschränkungen erlassen. 

3 Der Einsatz von Knallkörpern in der Landwirtschaft ist verboten. 

4 Ausnahmen kann der Gemeinderat bewilligen. 

 

Man könnte als eine der ersten Gemeinden ein 
Zeichen setzen, um dieser »Geschichte« 
wenigstens am 31. Dezember und 1. Januar ein 
Ende zu setzen. 

 

Siehe oben 

  Art. 11 1 Der Gemeinderat kann die örtlich begrenzte 

Überwachung auf öffentlichem oder öffentlich 

zugänglichem Grund mit technischen Geräten, 

welche die Personenidentifikation zulassen, 

anordnen, wenn deren Einsatz zur Wahrung der 

öffentlichen Sicherheit und Ordnung oder zur 

Verhinderung und Erkennung von Straftaten 

geeignet und erforderlich ist.  

2 Er regelt die Einzelheiten in einem Reglement. 

Wo ist das Reglement? Kann man darüber 
abstimmen? 

 

Das Reglement ist in der Kompetenz des 
Gemeinderates. Der Entwurf für dieses 
Reglement ist auf der Basis der kantonale 
Musterverordnung.  

  Art. 12 
1 Geld- und Naturalgaben-Sammlungen zu 

wohltätigen oder gemeinnützigen Zwecken auf 

Strassen und Plätzen sowie von Haus zu Haus 

bedürfen einer Bewilligung. 

2 Das Sammeln von Geld und Naturalien ist in Häusern nur mit einer 
gültigen Ausnahmebewilligung erlaubt an  

- Werktagen von 08:00 bis 12:00 Uhr sowie von 14:00 bis 17:00 Uhr 

- Samstagen von 08:00 bis 12:00 Uhr 

In den übrigen Zeiten ist es verboten.  
 

Wie bitte? Also wenn ein Kind (oder Erwachsener) 
für den WWF oder für welche Organisation auch 
immer, sich die Zeit nimmt und die Initiative 
ergreifft, um Spenden zu sammeln, braucht es 
eine Bewilligung?  
 
Und der Bürger ist dann angehalten, sich zuerst 
nach der Bewilligung zu erkundigen, bevor eine 
Spende abgibt? Und wenn man in Eiseskälte 
einen Erwachsenen ins Haus für eine Tasse Tee 
reinbittet, muss man zuerst auf die Uhr und Ihren 
Zeitplan schauen, bevor man einen Taler spendet? 
 
Das nennt man politischen Hirnriss. Was wollen 
Sie damit erreichen? Abgesehen davon, wie 
wollen Sie überprüfen, ob ich am 

Grundsätzlich kann jeder in sein Haus 
lassen wen er will. Es ist zum Schutz der 
Bevölkerung gedacht.  



Samstagnachmittag nicht irgendjemandem 
irgendeinen Groschen zustecke? 

 

  Art. 26 1 Es ist verboten, öffentlichen Grund oder 

öffentliche Gewässer zu verunreinigen. Darunter 

fällt insbesondere das Wegwerfen oder 

Liegenlassen von Kleinabfällen (Littering, z.B. 

Raucherabfall) sowie das Ablagern von Schutt, 

Unrat oder Kehricht. 

2 Zuwiderhandelnde haben umgehend den 

ordnungsgemässen Zustand wiederherzustellen. Sie 

tragen die Reinigungs- und Instandstellungskosten.  

 

Weshalb wird nicht auf Busse hingewiesen, 
obwohl sie dann im »Anhang 2« aufgeführt 
wird? 

 

Massnahmen von Zuwiderhandlungen 
können verschidene  

  Art- 29 
1 Die vom Gemeinderat mit dem Vollzug betrauten 

Behörden und Organe sorgen für die 

Durchsetzung und die Vollstreckung der von 

ihnen getroffenen Anordnungen. 

2 Sie sind berechtigt, die erforderlichen Kontrollen 

unangemeldet durchzuführen und die zur 

Aufrechterhaltung und Wiederherstellung des 

rechtmässigen Zustands notwendigen 

Anordnungen zu treffen und durchzusetzen. 

3 Gesuche um Erteilung einer Bewilligung sind in der 

Regel 20 Werktage vor der Veranstaltung oder der 

Benützung des öffentlichen Grunds bei der 

Bewilligungsbehörde einzureichen.  

 

Das Thema hatten wir bereits. Was für Organe? 
SS? SA? Gestapo? 

 

 

  Anhang 2 
Störung der Nachtruhe (Art. 15)  

Ruhestörung während allgemeinen Ruhezeiten (Art. 16 Abs. 1) CHF 150.00 

Unberechtigte störende Bauarbeiten an Werktagen (Art. 17) CHF 150.00 

Unberechtigte Motorsportveranstaltungen und Trainingsfahrten auf 
öffentlichem und privatem Grund (Art. 20) CHF 150.00 

Störender Betrieb von Lautsprechern und anderen Verstärkeranlagen im 
Freien, in Zelten und anderen Fahrnisbauten (Art. 21) CHF 150.00 

Wird pro Nacht verrechnet oder pro 
Ruhestörung? Wie läuft es mit dem Flughafen, 
einmal pro Nacht oder pro Flugzeug vor 0600 
beziehungsweise nach 2300? 

 

 

SP Elgg  Art 6 1 Das Abbrennen von Feuerwerk ohne Bewilligung ist nur gestattet am  

- 31. Juli  

- 1. August (mit der Nacht auf den 2. August) 

-  31. Dezember (mit der Nacht auf den 1. Januar) 

2 Aus Sicherheitsgründen kann der Gemeinderat örtliche und zeitliche 

Der Vorstand der SP Elgg-Hagenbuch ist der 
Ansicht, dass Feuerwerke, die sich ausschliesslich 
auf optische Effekte beschränken, an den 
vorgesehenen Daten weiterhin erlaubt sein sollen. 
Lärmintensive Feuerwerkskörper wie Böller sowie 
andere stark knallende oder kreischende Objekte 

Siehe oben 



Einschränkungen erlassen. 

3 Der Einsatz von Knallkörpern in der Landwirtschaft ist verboten. 

4 Ausnahmen kann der Gemeinderat bewilligen. 

 

sollten hingegen im gesamten Gemeindegebiet 
verboten werden. 

  Art. 9 
1 Es ist verboten, auf öffentlichem Grund oder an öffentlichem 

Eigentum inkl. Bäumen Anzeigen, Plakate, Transparente, Fahnen, 

Kleber oder Inschriften aufzustellen oder anzubringen. 

2 Ausnahmen kann der Gemeinderat auf Gesuch hin bewilligen und wird eine 
Gebühr erheben.  

 

Wir schlagen vor, dass bei Wahlen und 
Abstimmungen das Anbringen von Plakaten an 
Strassenlaternen – analog zu Regelungen in 
anderen Kantonen – zulässig ist, sofern für alle 
Seiten (Pro und Kontra) gleich viele Flächen zur 
Verfügung stehen. 
Die Plakatierung ist seit längerer Zeit ein 
wiederkehrendes Thema. Wir regen an, ein klares 
Konzept mit verbindlichen Regeln zu erarbeiten, 
das festlegt, wo und unter welchen Bedingungen 
in Elgg plakatiert werden darf. Dies sollte sowohl 
öffentlichen wie auch privaten Grund umfassen. 

Ein Konzept ist nicht Bestandteil dieser 
Verordnung. Eine Regelung kann ggf 
später geprüft werden.  

  Art. 13 
1 Die ordentliche Schliessungsstunde wird auf 24:00 

Uhr festgesetzt. 

2 Die ordentliche Schliessungsstunde ist im 

Allgemeinen bis 02:00 Uhr hinausgeschoben: am 

Neujahrstag, am Freitag nach dem 

Aschermittwoch, am Fasnachtssonntag und am 

Bundesfeiertag 1. August. 

3 Die ordentliche Schliessungsstunde ist im 

Allgemeinen bis 04:00 Uhr hinausgeschoben: am 

Silvester und am Aschermittwoch. 

4 Vorübergehende Ausnahmen können auf 

schriftlichem Gesuch hin von der zuständigen 

Behörde bewilligt werden, wenn die Nachtruhe 

nicht beeinträchtigt werden. Solche Gesuche sind 

gebührenpflichtig. Ausnahmebewilligungen bis 

02:00 Uhr können vom Bereich Bevölkerung und 

Sicherheit erteilt werden. Weitere 

Ausnahmebewilligungen können vom 

Gemeinderat genehmigt werden.  

 

Der Vorstand der SP Elgg-Hagenbuch schlägt vor, 
dass Restaurants an Abenden mit 
Gemeindeversammlungen wie früher bis 02.00 
Uhr geöffnet bleiben dürfen. Die vor einiger Zeit 
eingeführten Apéros im Anschluss an die 
Versammlungen begrüssen wir grundsätzlich 
sehr. Gleichzeitig sind wir der Meinung, dass die 
lokalen Gastronomiebetriebe stärker einbezogen 
werden sollten. Denkbar wäre beispielsweise eine 
rotierende Organisation der Apéros oder ein 
gemeinsamer Ausklang nach der 
Gemeindeversammlung in jeweils wechselnden 
Restaurants. 

Es besteht heute schon die Möglichkeit 
Ausnahmen für eine Verschiebung der 
Schliessungsstunde / Verlängerungen 
dem Gemeinderat zu beantragten.  

  Art. 26 1 Es ist verboten, öffentlichen Grund oder 

öffentliche Gewässer zu verunreinigen. Darunter 

fällt insbesondere das Wegwerfen oder 

Liegenlassen von Kleinabfällen (Littering, z.B. 

Raucherabfall) sowie das Ablagern von Schutt, 

Littering stellt aus unserer Sicht ein erhebliches 
Problem dar. Wir regen an, jährlich einen 
offiziellen Clean-up-Day durchzuführen. 
Zusätzlich sollten Anreize geschaffen werden, um 
die Bevölkerung zur aktiven Mithilfe beim 
Einsammeln von Abfällen zu motivieren. Bussen 

Der Dorfverein führt heute schon einen 
Clean u Day an. Die Gemeinde 
unterstützt diesen Anlass.  
Die Polizei ist kantonal geregelt und sie 
bestimmt auch die Standorte der 
Polizeiposten.  



Unrat oder Kehricht. 

2 Zuwiderhandelnde haben umgehend den 

ordnungsgemässen Zustand wiederherzustellen. Sie 

tragen die Reinigungs- und Instandstellungskosten.  

 

sollten konsequent ausgesprochen werden, auch 
wenn uns die praktischen Schwierigkeiten bei der 
Durchsetzung bewusst sind. Wir möchten 
anregen wieder eine Dorfpolizei einzuführen mit 
entsprechendem Polizeiposte. Das könnte aus 
unserer Sicht eine Präventive Wirkung haben. 

Eine Gemeindepolizei hätte nicht die 
gleichen Kompetenzen und ist von der 
Gemeinde zu finanzieren. 

  Art 41 PV 
vom 2004 

Fahrende können auf ein geeignetes Areal eingewiesen 
werden. Im Übrigen gelten die Bestimmungen des Art. 
37 sowie die speziellen Vertragsbestimmungen der 
Gemeinde Elgg. 

Dieser Artikel sollte aus unserer Sicht unbedingt 
beibehalten werden. Wir würden es sehr 
bedauern, wenn er gestrichen würde. Es würde 
der Gemeinde Elgg gut anstehen, weiterhin einen 
Stellplatz für Fahrende zur Verfügung zu stellen, 
zumal es für diese zunehmend schwieriger wird, 
geeignete Plätze zu finden. Uns ist bewusst, dass 
entsprechende Standorte im Richtplan 
ausgewiesen und eingetragen werden müssen. 
Gerne erklären wir unsere Bereitschaft, uns aktiv 
an der Suche nach möglichen Standplätzen zu 
beteiligen. 

Die Gemeinde hat kein geeignetes 
Grundstück, welches zur Verfügung 
gestellt werden kann.  
 
Der Artikel kann aber wieder 
aufgenommen werden und in 
Anwendung kommen, sofern die 
Gemeinde selbst einen geeigneten Platz 
zur Verfügung stellen kann.  

Aschermittwoch-
gesellschaft 

Art. 5 
Ergänzung Ausnahme Äschli mit Abs. 5 Ausgenommen sind Traditionsanlässe (wie z.B. Äschli, deren 

Übungen, Empfänge, 1. August) an denen ist das Schiessen der 
Aschermittwochgesellschaft mit Kanone, Armbrust, Luftdruckwaffen 

und das Tragen von Waffen der Umzugsteilnehmenden unter den 

entsprechenden Sicherheitsbestimmungen erlaubt. 

 

Dieser Ergänzung wird aufgenommen 

 Art. 15 
Ergänzung Ausnahme Äschli mit Abs. 5 Von der Nachtruhe ausgenommen sind die die Nächte vom Dienstag 

auf den Aschermittwoch, vom Aschermittwoch auf den Donnerstag 
und vom Silvester auf das Neujahr. 

Dieser Ergänzung wird berücksichtigt 

 
 
 

Bereich Bevölkerung und Sicherheit, 20.2.2026 


